
Entschließungsantrag 

der Bundesrätinnen Korinna Schumann, Mag.a Elisabeth Grossmann,�artin Weber 

Genossinnen und Genossen 

betreffend faire Regelungen für Betriebskrankenkassen 

eingebracht im luge der Debatte über den Beschluss des Nationalrates 110m 25. September 2019 betreffend ein Bundesgesetz. 

mit dem das Sicherheitspolizeigesetz, das Namensänderungsgesetz, das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, das 

Strafgesetzbuch. das Jugendgerichtsgesetz 1988, die Strafprozessordnung 1975, das Strafregistergesetz 1968, das 

Tilgungsgesetz 1972. die Exekutionsordnung, das Bundesgesetz. mit dem das Sicherheitspolizeigesetz geändert wird und 

Verstöße gegen bestimmte einstweilige Verfügungen zum Schutz lIor Gewalt und zum Schutz lIor Eingriffen in die Prillatsphäre 

zu VerwaltungsObertretungen erklärt werden, das Ärztegesetz 1998, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz. das 

Hebammengesetz, das Kardiotechnikergesetz. das MTD-Gesetz. das Medizinische Assistenzberufe-Gesetz. das Medizinischer 

Masseur- und Heilmasseurgesetz. das Sanitätergesetz. das Zahnärztegesetz. das Musiktherapiegesetz. das 

Psychologengesetz 2013. das Psychotherapiegesetz, das SOZIalversicherungsgesetz, das Verbrechensopfergesetz und das 

Bundesgesetz mit dem das Bundesgesetz über die Grundsätze für Hilfen fOr Familien und Erziehungshilfen für Kinder und 

Jugendliche geändert werden (Gewaltschutzgesetz 2019) (970/A) 

Die derzeitigen gesetzlichen Bestimmungen bedeuten für die meisten 
Betriebskrankenkassen das AUS, denn ausschließlich der Arbeitgeber kann 
entscheiden, ob eine BKK aufgelöst und in die ÖGK überführt wird. 

Die versicherten Arbeitnehmerinnen können nur zusehen und haben keinerlei 
Entscheidungseinfluss, obwohl sie auch einen großen Beitrag zum Bestehen dieser 
BKK leisten und sich enorm mit "Ihrer" Versicherung identifizieren. 

Alleine im voestalpine-Konzern bestehen 3 Betriebskrankenkassen, die allesamt in 
der Steiermark angesiedelt sind: 

• Betriebskrankenkasse voestalpine Bahnsysteme mit ca. 13.000 
Anspruchsberechtigten 

• Betriebskrankenkasse Kapfenberg mit ca. 9.900 Anspruchsberechtigten 
• Betriebskrankenkasse Zeltweg mit ca. 4.000 Anspruchsberechtigten 

Eine weitere Betriebskrankenkasse besteht in Niederösterreich: 

• Betriebskrankenkasse Mondi mit ca. 2.500 Anspruchsberechtigten 

Die Betriebskrankenkassen stehen finanziell gut da und kosten dem Steuerzahler 
nichts. Noch nie wurde eine Förderung der öffentlichen Hand in Anspruch 
genommen. Die kleinen, überschaubaren, dezentralisierten SV-Einheiten werden 
den Anforderungen der Versicherten geradezu optimal gerecht. Dazu kommt, dass 
der gesamte Verwaltungsaufwand unmittelbar vom jeweiligen Unternehmen getragen 
wird und somit nicht den Versicherten belastet. 
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Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher nachfolgenden 

Entschließungsantrag 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

"Die Bundesregierung, insbesondere die Frau Bundesministerin für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Konsumentenschutz wird ersucht, dem Nationalrat umgehend eine 
Regierungsvorlage zuzuleiten, mit der sichergestellt wird, dass die derzeitigen 
Betriebskrankenkassen in betriebliche Gesundheitseinrichtungen umgewandelt 
werden, die ex lege errichtet werden und weiterhin als vollwertige 
Krankenversicherungsträger mit allen bisherigen Rechten und Pflichten fungieren." 
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